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Fachkräftesicherung umfassend angehen: 
Alle Potenziale heben 

Der Fachkräftemangel stellt die Unterneh-

men in Deutschland vor große Herausforde-

rungen. Er wird immer mehr zur Wachstums-

bremse und droht die Wettbewerbsfähigkeit 

der Volkswirtschaft zu beeinträchtigen. In-

folge der demografischen Entwicklung – es 

verlassen in den kommenden Jahren deutlich 

mehr ältere Beschäftigte den Arbeitsmarkt 

als junge hinzukommen – werden sich Ar-

beits- und Fachkräfteengpässe künftig noch 

verstärken. In den Umfragen der IHK-Organi-

sation steht das Thema Fachkräftemangel 

aus Sicht der Unternehmen stets oben auf 

der Agenda. Die nationale und  

europäische Politik sollte daher die richtigen 

Rahmenbedingungen für die Betriebe setzen 

und auf Maßnahmen und Regulierungen ver-

zichten, die die Fachkräftesicherung er-

schweren.  

Die konkrete Ausgestaltung dieser Rahmen-

bedingungen auf EU-Ebene sollte in den Be-

reichen der Beschäftigungs- und Sozialpoli-

tik vorrangig bei den Mitgliedsstaaten liegen. 

Diese sollten beschäftigungsfreundliche Re-

gelungen schaffen und können dabei natio-

nale Besonderheiten berücksichtigen. 

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Arbeits- und Fachkräfte gewinnen und hal-

ten (DE+EU)

• Beschäftigung von Frauen erhöhen, Verein-

barkeit von Familie und Beruf stärken

(DE+EU

• Arbeits- und Fachkräftezuwanderung er-

leichtern und fördern (DE+EU)

• Geflüchtete in Ausbildung und Beschäfti-

gung bringen (DE+EU)

• Bürokratieabbau im Arbeits- und Sozial-

recht vorantreiben (DE+EU)

• Digitalisierungsschub und KI als Chance

nutzen (DE+EU)

• Betriebliche Gesundheitsförderung besser

unterstützen (DE+EU)

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Arbeits- und Fachkräfte gewinnen und hal-

ten (DE+EU) 

Das Arbeitskräftepotenzial in Deutschland 

muss in noch größerem Umfang in Beschäf-

tigung kommen, um Engpässe in den Betrie-

ben zu verringern. Dazu zählt sowohl eine 

weitere Steigerung der Erwerbsbeteiligung 

(Personen) als auch des Arbeitszeitvolumens 

(Zeit). Daher sollten Anreize zur Arbeitsauf-

nahme sowie zur Ausweitung der individuel-

len Arbeitszeiten gestärkt werden und aus-

reichend (gesetzliche) Möglichkeiten für fle-

xibles Arbeiten zur Verfügung stehen. Dar-

über hinaus muss es das Ziel sein, erwerbsfä-

hige Arbeitslose und Bürgergeldempfänger in 

eine nachhaltige, existenzsichernde Beschäf-

tigung am ersten Arbeitsmarkt zu integrie-

ren. Prinzipien wie das Fördern und Fordern, 

gute und gezielte Begleitung, um den Ar-

beitsalltag zu meistern sowie Qualifizierung 

auch nach einer Vermittlung in Beschäfti-

gung sind dabei aus Sicht der Wirtschaft 

wichtig und tragen zur Linderung des Fach-

kräftemangels bei. Gleichzeitig sind Leis-

tungsempfänger gefordert, sich aktiv um Be-

schäftigungsmöglichkeiten und -fähigkeiten 

zu kümmern. 

Zur Fachkräftesicherung in den Betrieben 

sollten auch die Potenziale älterer Beschäf-

tigter aktiviert werden. Hierfür braucht es 

Anreize zur Weiterarbeit und die Möglichkeit 

flexibler Beschäftigung im Alter, um ältere 

Mitarbeitende und deren Wissen im Betrieb 

halten zu können. Zunehmende Beschäfti-

gung Älterer entlastet zudem die gesetzliche 

Rentenversicherung die demografiefest aus-

gestaltet werden sollte, um die Unternehmen 

nicht mit steigenden Arbeitskosten zu belas-

ten.  

Um Menschen mit Behinderung und ihre Po-

tenziale besser in den Arbeitsmarkt einzubin-

den, sollten rechtliche Unsicherheiten in den 

Betrieben hinsichtlich deren Beschäftigung 

reduziert und weitere Regulierungen vermie-

den werden. Ein breites Informationsangebot 

gerade für KMU kann helfen, hier kann auch 

die IHK-Organisation unterstützen. 

Beschäftigung von Frauen erhöhen, Verein-

barkeit von Familie und Beruf stärken 

(DE+EU)  

Die Förderung der Erwerbstätigkeit von El-

tern und Angehörigen mit Betreuungsaufga-

ben ist mit Blick auf die Fachkräftesicherung 

in den Unternehmen essenziell. Insbesondere 

bei Frauen liegen hier große Potenziale, da 

sie häufig in Teilzeit tätig sind. Umfängliche 

und möglichst kontinuierliche Erwerbsarbeit 

fördert zudem die Chancengleichheit von 

Frauen und Männern am Arbeitsmarkt. Denn 

sie unterstützt u.a. eine stärkere Präsenz von 

Frauen in Führungspositionen ebenso wie die 

Entgeltgleichheit zwischen den Geschlech-

tern. 

Um die Erwerbstätigkeit zu steigern, müssen 

vor allem die Rahmenbedingungen für die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf für El-

tern und Betriebe stimmen. Es gilt die Infra-

struktur sowohl der Kinderbetreuung mit 

Blick auf Kitas und Grundschulen wie auch 

die Angebote für die Pflege von Angehörigen 

den Bedarfen von Eltern und Unternehmen 

anzupassen. 

Zusätzliche Rechtsansprüche auf Freistellung 

für Beschäftigte oder vergleichbare europäi-

sche oder nationale gesetzliche Vorgaben, 

setzen dagegen meist nicht an den Notwen-

digkeiten an. Sie können vielmehr zu neuen 

bürokratischen und finanziellen Belastungen 

für die Betriebe führen. Gleiches gilt für 



Wirtschafts- und Europapolitische Positionen der IHK-Organisation 2024 

86 
 

etwaige Quotenregelungen. Es besteht die 

Gefahr, dass sie Unternehmen mit zusätzli-

chem bürokratischem Aufwand belasten und 

passende betriebliche Lösungen verhindern 

können. 

Arbeits- und Fachkräftezuwanderung er-

leichtern und fördern (DE+EU) 

Zur Arbeits- und Fachkräftesicherung in 

deutschen Unternehmen kann die gesteuerte 

Zuwanderung aus dem Ausland einen Beitrag 

leisten. Ein gemeinsames und koordiniertes 

Vorgehen der EU-Mitgliedstaaten in der Ein-

wanderungspolitik kann dazu beitragen, die 

EU zu einem attraktiven Standort für inter-

nationale Arbeitskräfte zu machen. Die 

Chancen der Arbeitnehmerfreizügigkeit in-

nerhalb der EU sollten zudem noch stärker 

genutzt werden. Dazu sollte die Berufsaner-

kennung vereinfacht und gegen unfaire 

Praktiken in der Arbeitsmobilität vorgegan-

gen werden. 

Auf nationaler Ebene ist es wichtig, dass die 

gesetzlichen Regelungen in der Praxis effi-

zient und unbürokratisch umgesetzt werden 

und gleichzeitig permanent auf dem Prüf-

stand stehen – bei Fehlentwicklungen ist 

eine schnelle Anpassung nötig. Die Verwal-

tungsverfahren im gesamten Zuwanderungs-

prozess müssen schneller, transparenter und 

einfacher werden, wobei die Digitalisierung 

einen großen Beitrag leisten kann. Die am 

Zuwanderungsprozess beteiligten Institutio-

nen wie z. B. Auslandsvertretungen, Auslän-

derbehörden und Arbeitsagenturen müssen 

mit den nötigen Ressourcen ausgestattet 

sein. Betriebe brauchen dort Ansprechperso-

nen, die über das Verfahren Auskunft geben 

können (z. B. eine zentrale Ausländerbehörde 

pro Bundesland).  

Mit der Schaffung einer Clearingstelle sollte 

zudem für Unternehmen und Fachkräfte eine 

feste Institution eingeführt werden, die bei 

praktischen Problemen im laufenden Zuwan-

derungsverfahren schnell Probleme löst. Im 

Ausland sollte zielgerichtet über den Arbeits-

, Studien- und Ausbildungsort Deutschland 

sowie über Fachkräftezuwanderungswege 

informiert werden. Ergänzend sollten im In- 

und Ausland Unterstützungs- und Bera-

tungsstrukturen verstärkt und der Spracher-

werb bereits im Ausland gefördert werden, 

um gerade KMU bei der Fachkräftesicherung 

zu helfen. Solche Strukturen betreffen z. B. 

die Rekrutierung im Ausland und gehen bis 

hin zur Integration von ausländischen Fach-

kräften in Beruf und Alltag im Inland. 

Geflüchtete in Ausbildung und Beschäfti-

gung bringen (DE+EU) 

Die Besetzung von Arbeits- und Ausbildungs-

plätzen in Unternehmen wird zunehmend 

schwieriger. Es ist daher für die Betriebe 

wichtig, bei der Stellenbesetzung grundsätz-

lich auch Geflüchteten unbürokratisch be-

rücksichtigen zu können. Der Gesetzgeber 

hat hier bereits einige Erleichterungen be-

schlossen (z. B. Ausbildungs-Aufenthaltser-

laubnis, Entfristung der Beschäftigungsdul-

dung, Chancen-Aufenthaltsrecht). Dennoch 

ist aus betrieblicher Sicht die uneinheitliche 

Verwaltungspraxis immer noch ein Hemmnis 

für die Integration von Geflüchteten in den 

Arbeitsmarkt. Dank der Erfahrungen der IHKs 

vor Ort und eigenen Projekten hat die Deut-

sche Industrie- und Handelskammer Vor-

schläge, wie die Rahmenbedingungen ausbil-

dungs- und beschäftigungsfreundlicher ge-

staltet werden können:  

• Verbesserung der Erreichbarkeit der Aus-

länderbehörden, Einrichtung eines “Key 
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Account Managements” / Clearingstelle für 

Betriebe (analog zur Fachkräftezuwande-

rung) 

• Beschäftigungshindernisse abbauen: Ins-

besondere. Wohnsitzauflagen und Be-

schäftigungsverbote 

• Verbesserte Rahmenbedingungen: unbü-

rokratischer Zugang zu Sprachförde-

rungsangeboten, ausreichendem Wohn-

raum und Kinderbetreuung  

• Sichere Bleibeperspektive für Geflüchtete 

in Ausbildung und sozialversicherungs-

pflichtiger Beschäftigung 

• Unterstützung dabei, die Qualifikation 

aus dem Herkunftsland in Deutschland 

anerkennen zu lassen und sich weiter zu 

qualifizieren  

• Langfristige und einheitliche EU-Regulie-

rungen hinsichtlich des Arbeitsmarktzu-

gangs Geflüchteter 

Bürokratieabbau im Arbeits- und Sozial-

recht vorantreiben (DE+EU) 

Unternehmen, insbesondere kleine und mit-

telständische Betriebe sind durch arbeits- 

und sozialrechtliche Regelungen stark mit 

Bürokratie belastet und in ihrer Flexibilität 

eingeschränkt (vgl. Kapitel „Bürokratieabbau 

und besseres Recht“). Aufzeichnungs- und 

Dokumentationspflichten, sollten daher re-

duziert werden. So wäre es bspw. mit Blick 

auf das Mindestlohngesetz sinnvoll, die mit 

hohem bürokratischem Aufwand verbundene 

Auftraggeberhaftung einzuschränken. Un-

ternehmen brauchen zudem die Möglichkeit, 

im Rahmen einer wöchentlichen Höchst-

grenze, die Arbeitszeit flexibler auf die Wo-

chentage zu verteilen und Ruhezeiten vari-

abler zu gestalten. Zusätzliche Belastungen 

der Wirtschaft bspw. durch eine 

elektronische Aufzeichnungspflicht der Ar-

beitszeit oder weitere Pflichten lehnen die 

Betriebe in ihrer Mehrheit ab. Im Sozialrecht 

wäre es sinnvoll, den für Unternehmen be-

stehenden hohen Melde-, Auskunfts- und 

Bescheinigungsaufwand zu reduzieren, das 

Umlageverfahren U1 und U2 zu vereinfachen 

und Abgabepflichten wie die Künstlersozial-

abgabe unternehmerfreundlich zu gestalten. 

EU-Regulierungen und unterschiedliche na-

tionale arbeits- und sozialrechtliche (Melde- 

und Nachweis- und Arbeitsschutz-) Pflichten 

z. B. bei der Arbeitnehmerentsendung und 

der A1-Bescheinigung für Entsendungen und 

Geschäftsreisen und beim mobilen Arbeiten 

im Ausland bedeuten Rechtsunsicherheit, 

Bürokratielasten und zusätzliche Kosten für 

Unternehmen. Es bedarf daher EU-weit ein-

heitlicher Regelungen zur Erbringung von 

Dienstleistungen und einheitlicher Verfahren 

bei der Entsendung von Mitarbeitern bzw. 

Remote Work, um gleiche Wettbewerbsbe-

dingungen für Unternehmen, die grenzüber-

schreitend agieren, sicherzustellen. 

Digitalisierungsschub und KI als Chance 

nutzen (DE+EU) 

Eine Antwort auf Fachkräfteengpässe liegt in 

der Steigerung der Produktivität, damit auch 

bei geringerem Arbeitseinsatz eine hohe 

Wertschöpfung möglich ist. Digitalisierung, 

Automatisierung und der Einsatz Künstlicher 

Intelligenz (KI) bieten große Produktivitäts-

potenziale in den Betrieben. Sie sollten daher 

als Chance und innovative Wege zur Fach-

kräftesicherung verstanden werden.  

Die Digitalisierung hat das Arbeiten bereits 

verändert, nicht zuletzt durch den Anstieg 

von mobilem und flexiblem Arbeiten. Mit 

entsprechenden Angeboten hinsichtlich sol-

cher Beschäftigungsformen können sich 
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Betriebe, dort wo es möglich ist, als attrak-

tive Arbeitgeber für gesuchte Fachkräfte auf-

stellen. Auch hierzu ist ein verlässlicher 

Rechtsrahmen nötig, der es ermöglichen 

muss, dass Betriebe und Beschäftigte pas-

sende Lösungen finden können, die betriebli-

chen Belangen, Kundenwünschen sowie den 

Bedürfnissen der Beschäftigen Rechnung 

tragen. Neue Rechtsansprüche (wie z. B. An-

spruch auf Homeoffice) sollten hingegen ver-

mieden werden, , da sie der betrieblichen 

Vielfalt nicht gerecht werden und die Be-

triebe mit Kosten, Bürokratie und Flexibili-

tätsverlusten belasten. 

Betriebliche Gesundheitsförderung besser 

unterstützen (DE+EU) 

Der demographische Wandel führt in Unter-

nehmen zu einer Verschiebung der Alters-

strukturen in den Belegschaften. Eine verän-

derte Arbeits- und Lebenswelt (digitale Ar-

beitsweisen, Risiken des Klimawandels etc.) 

wirkt sich auf die physische und psychische 

Gesundheit der Mitarbeitenden aus. Eine ver-

längerte Lebensarbeitszeit führt bei (zukünf-

tigen) Mitarbeitenden zu höheren Anforde-

rungen an das Arbeitsumfeld. Ein strategisch 

verankertes Betriebliches Gesundheitsma-

nagement (BGM) bietet hierfür einen Ansatz. 

Eine auf die Mitarbeitenden zugeschnittene 

Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) 

kann die Krankheitstage reduzieren und die 

Verweildauer von Fachkräften im Unterneh-

men erhöhen. Hier benötigen insbesondere 

KMU praktische Unterstützung, leicht ver-

ständliche Informationen und Handlungsan-

leitungen, Möglichkeiten zur Vernetzung, um 

Erfahrungen untereinander auszutauschen, 

sowie Transparenz und Klarheit über die rich-

tige Ansprechpersonen. Dies gilt z. B. bei der 

Kooperation mit Krankenkassen oder exter-

nen Anbietern, Möglichkeiten der finanziel-

len Förderung oder Qualifizierungen. Die re-

gionalen Akteure, wie bspw. die BGF-Koordi-

nierungsstellen der Krankenkassen oder an-

dere Verbände sind teilweise noch zu wenig 

bekannt. Hier könnten die IHKs ihr Angebot 

weiter ausbauen und die regionale Vernet-

zung intensivieren. Weitere nationale und 

europäischen Regulierungen im Bereich der 

Gesundheit am Arbeitsplatz wären aus Sicht 

der Wirtschaft wenig sinnvoll, da sie eine 

Mehrbelastung für Unternehmen, allen voran 

KMU, bedeuten würden. 

 




